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Rechtliche Aspekte der Fluoridierung 
unter besonderer Berücksichtigung des Delegationsrahmens der Bundeszahnärztekammer für ZFA1

Haftung und Strafbarkeit 
bei Nichtbeachtung der 
Delegationsgrundsätze 
Der Zahnarzt haftet dem Pa-
tienten aus dem Behandlungs-
vertrag nicht nur für eigene 
Behandlungsfehler und sons-
tige Pflichtverletzungen, son-
dern auch für Pflichtverlet-
zungen, die von seinen Mitar
beiterinnen bei der Durchfüh-
rung delegierter Leistungen 
begangen werden. Außerdem 
haftet er für die ordnungsge
mäße Auswahl, Anleitung und 
Überwachung der Mitarbeite-
rinnen, an die er die Leistun-
gen delegiert hat. 
Neben der Haftung aus Ver-
trag haftet der Zahnarzt auch 
deliktisch nach § 823 BGB2 für 
Pflichtverletzungen im Zusam-
menhang mit der Durchfüh-
rung delegierter Leistungen. 

Die Mitarbeiterinnen, an die ➤➤

der Zahnarzt eine Leistung 

delegiert hat, haften für ei-

gene Pflichtverletzungen 

ebenfalls nach dieser Vor

schrift, auch wenn der Pati-
ent mit ihnen keinen Vertrag 
abgeschlossen hat. 

Da dem Patienten im Zahn-
arzthaftungsprozess von der 
Rechtsprechung weitreichende 
Beweiserleichterung zugebil-
ligt werden, muss der Zahnarzt 
im Zweifel nachweisen können, 
dass er seine Pflichten in Bezug 
auf die Durchführung delegier-
ter Leistungen ordnungsgemäß 
erfüllt hat. 

Erbringt eine nichtzahnärztli-

che Mitarbeiterin eine grund-

sätzlich delegationsfähige 

zahnärztliche Leistung außer-

halb der Zahnarztpraxis ohne 

zahnärztliche Weisung, liegt 

die haftungsrechtliche Verant-

wortung bei ihr. Maßnahmen, 
wie z.B. professionelle Zahnrei-
nigung (PZR), Fluoridierung, 
Politur und Bleaching dürfen 
also von nicht zahnärztlichen 
Mitarbeiterinnen nicht selbst-
ständig erbracht werden, da es 
sich nicht um rein kosmetische, 
sondern um zahnärztliche Leis-
tungen handelt. 
Neben einer auf Schadener-
satz gerichteten zivilrechtli-
chen Haftung des Zahnarztes 
kommt auch dessen strafrecht-
liche Verantwortlichkeit wegen 
einer fahrlässigen Körperver-
letzung (§ 229 Strafgesetzbuch 
(StGB)) oder wegen einer fahr-
lässigen Tötung (§ 222 StGB) 
in Betracht, wenn der Patient 
bei der Durchführung einer de-
legierten Leistung zu Schaden 
kommt und dem Zahnarzt eine 
fahrlässige Verletzung seiner 
Pflichten nachgewiesen wird. 
Eine strafrechtliche Verant-
wortlichkeit trifft den Zahn-
arzt selbstverständlich auch bei 
einer vorsätzlichen Tat. Wer die 
Zahnheilkunde ohne eine Ap-
probation ausübt, wird nach 

§ 18 ZHG mit einer Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder ei-
ner Geldstrafe bestraft. 

Wenn eine nicht approbier-➤➤

te Mitarbeiterin die Zahn-

heilkunde ausübt, macht 

sie sich strafbar. Wenn der 

Zahnarzt hiervon Kenntnis 

hat, kann er sich auch selbst 

strafbar machen. 

Wird eine Leistung, auch wenn 
sie delegierbar ist, nicht ent-
sprechend den Grundsätzen 
der Delegation zahnärztlicher 
Leistungen erbracht, handelt 
es sich um eine Ausübung der 
Zahnheilkunde ohne Appro-
bation. Hierbei ist zu beach-
ten, dass ZFA, ZMP, ZMF und 
DH keine approbierten Heilbe-
rufe sind. ZMP, ZMF und DH 
sind keine Berufsbilder, son-
dern Aufstiegsfortbildungen.

Arbeitsrechtliche Folgen 
Eine Delegation bedingt das 
Weisungsrecht und die Auf-
sicht des Zahnarztes. Damit 
ist die Durchführung delegier-
ter Leistungen nur im Anstel-
lungsverhältnis möglich. 
Kommt es zu einer arbeitsrecht-
lichen Auseinandersetzung mit 
einer vermeintlich „selbststän-
dig auf Honorarbasis“ für eine 
Zahnarztpraxis arbeitenden, 
fortgebildeten Prophylaxeassis-
tentin, kann rückwirkend ein 
Arbeitsverhältnis festgestellt 
werden. Darauf, dass Zahnarzt 
und Prophylaxeassistentin eine 
selbstständige Tätigkeit verein-
baren wollten, kommt es dabei 
nicht an. Dies bedeutet, dass 
den Zahnarzt als Arbeitgeber 
nachträglich alle Pflichten ei-
nes Arbeitgebers treffen kön-

nen. Dies hat zur Folge, dass 
er Sozialabgaben nachzuzah-
len hat.

Rechtliche Einordnung 
des Delegationsrahmens 
Bei dem Delegationsrahmen 
der Bundeszahnärztekammer 
für Zahnmedizinische Fachan-
gestellte handelt es sich um eine 
Kommentierung des geltenden 
Rechts, die dem Zahnarzt als 
Orientierungshilfe dienen und 
die Auslegung des § 1 Abs. 
5 ZHG in der Praxis erleich-
tern soll. Maßgebliche Rechts-
grundlage für die Delegation 
zahnärztlicher Tätigkeiten an 
dafür qualifiziertes Prophylaxe-
Personal ist ausschließlich §  1 
Abs. 5 ZHG. Diese Vorschrift 
ist seit ihrer Einführung zum 
1. Januar 1993 unverändert gel-
tendes Recht. Änderungen oder 
verbindliche Konkretisierun-
gen des geltenden Rechts sind 
mit dem Delegationsrahmen 
der Bundeszahnärztekammer 
nicht verbunden. Diese Rechts-
auffassung wird auch vom Bun-
desministerium für Gesundheit 
vertreten. 

Eine rechtliche Verbindlich-
keit kommt dem Delegati-
onsrahmen der Bundeszahn
ärztekammer somit nicht zu. 
Es handelt sich aber um die 
Stellungnahme eines sachver-
ständigen Gremiums, an der 
sich der Zahnarzt, der an qua-
lifiziertes Prophylaxe-Personal 
delegieren möchte, orientieren 
sollte. Es gibt Stimmen in der 
juristischen Literatur und der 
Rechtsprechung, wonach bei 
einem Verstoß gegen Organi-
sationsleitlinien, etwa zur hori-
zontalen Abgrenzung von ärzt-

1Nachdruck aus Zahnärztlicher Gesundheits-
dienst 1/2011 bzw. 2/2011 mit freundlicher 
Genehmigung des Herausgebers. Der erste 
Teil dieses Beitrages erschien in pn 5+6/2012. 

2§ 823 BGB: § 823 Schadensersatzpflicht
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, 
den Körper, die Gesundheit, die Freiheit, das 
Eigentum oder ein sonstiges Recht eines an-
deren widerrechtlich verletzt, ist dem anderen 
zum Ersatz des daraus entstehenden Scha-
dens verpflichtet.
(2) Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, 
welcher gegen ein den Schutz eines anderen 
bezweckendes Gesetz verstößt. Ist nach dem 
Inhalt des Gesetzes ein Verstoß gegen dieses 
auch ohne Verschulden möglich, so tritt die Er-
satzpflicht nur im Falle des Verschuldens ein.
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lichen Tätigkeitsbereichen, z.B. 
zwischen Geburtshelfer und 
Anästhesist, von einer Beweis-
lastumkehr für das Vorliegen 
eines Behandlungsfehlers zu-
gunsten des Patienten auszu-
gehen ist. Weniger weitgehend 
nehmen andere Stimmen in 
Rechtsprechung und Literatur 
eine Indizwirkung für das Vor-
liegen eines Sorgfaltsverstoßes 
an; der Behandler hat dann die 
Vermutung einer Pflichtverlet-
zung zu widerlegen. 

Es ist deshalb für den Zahn-➤➤

arzt im Haftungsfall wich-
tig, wenn er darauf verwei-
sen kann, die Vorgaben des 
Delegationsrahmens der 
Bundeszahnärztekammer 
beachtet zu haben.

Delegationsmöglichkeiten 
bei der Fluoridierung 
Delegation in der zahn-

ärztlichen Praxis 

Die gesetzliche Regelung in 
§ 1Abs. 5 ZHG sieht bzgl. der 
Kariesprävention die Delegati-
on bestimmter Tätigkeiten an 
dafür qualifiziertes Prophy-
laxe-Personal mit abgeschlos-
sener Ausbildung vor. Aus-
drücklich erwähnt werden in 
der Vorschrift u.a. die loka-
le Fluoridierung nach Verord-
nung mit Lack oder Gel, die 
Versiegelung von kariesfrei-
en Fissuren sowie Hinweise 
zu häuslichen Fluoridierungs
maßnahmen. 
Die Delegation derartiger Tä-
tigkeiten an dafür qualifizier-
tes Prophylaxe-Personal in 
der zahnärztlichen Praxis be-
gegnet deshalb keinen Beden-
ken, wenn der Zahnarzt wäh-
rend des Einsatzes in der Pra-
xis anwesend ist und somit 
jederzeit für Rückfragen, Kor-
rekturen oder bei Komplika-
tionen zur Verfügung steht. 
Das in der Stellungnahme der 
Bundeszahnärztekammer zum 

Delegationsrahmen geforder-
te „Begleiten“ durch den Zahn-
arzt vom Anfang bis zum Ende 
des Einsatzes der Mitarbeiterin-
nen ist in diesem Fall erfüllt.

Delegation im Rahmen 

der Gruppenprophylaxe 

nach § 21 SGB V 

§ 21 SGB V verpflichtet die 

Krankenkassen, im Zusammen-

wirken mit den Zahnärzten und 

den für die Zahngesundheits-

pflege in den Ländern zuständi-

gen Stellen – unbeschadet der 

Aufgaben anderer – zur Erken-

nung und Verhütung von Zah-

nerkrankungen der Versicher-

ten beizutragen, die das 12. Le-

bensjahr noch nicht vollendet 

haben. Sie sollen gemeinsam 
und einheitlich diese Maßnah-
men fördern und sich an den 
Kosten der Durchführung be-
teiligen. Die Krankenkassen 
haben auf eine flächendeckende 
Umsetzung der Gruppenpro-
phylaxe hinzuwirken. Für Ein-
richtungen mit einem überpro-
portionalen Anteil kariesgefähr-
deter Kinder wird die zahnme-
dizinische Gruppenprophylaxe 
bis zum 16. Lebensjahr durch-
geführt. Die Maßnahmen sol-

len vorrangig in Gruppen, ins-

besondere in Kindergärten und 

Schulen, durchgeführt werden 

und sich insbesondere auf die 

Untersuchung der Mundhöh-

le, Erhebung des Zahnstatus, 

Ernährungsberatung, Zahn-

schmelzhärtung und Mundhy-

giene erstrecken. 

Die praktische Umsetzung der 
Gruppenprophylaxe erfolgt in 
Landesarbeits- oder regiona-
len Arbeitsgemeinschaften. Die 
Koordinierung der Maßnah-
men auf Landesebene obliegt 
den Landesarbeitsgemeinschaf-
ten. Für die regional durchzu-
führenden Aufgaben sind er-
forderlichenfalls Arbeitsge-

meinschaften zu schaffen. Bei 
der Gruppenprophylaxe mit-
wirkende Zahnärzte werden 
von den Landesarbeitsgemein-
schaften oder den regionalen 
Arbeitsgemeinschaften mit der 
Durchführung beauftragt. Da-
rüber hinaus stellen die Landes-
arbeitsgemeinschaften bzw. de-
ren regionale Arbeitsgemein-
schaften einvernehmlich sicher, 
dass ggf. zusätzlich erforderli-
ches Personal zur Verfügung 
gestellt wird. Das Personal soll 
bei der Landesarbeitsgemein-
schaft oder deren regionalen 
Arbeitsgemeinschaften ange-
stellt sein. Auch muss sicherge-
stellt sein, dass sein Einsatz un-
ter der fachlichen Anleitung ei-
nes Zahnarztes erfolgt. 

Je nach Landesstruktur gibt 
es Zahnärzte, die für den Öf-
fentlichen Gesundheitsdienst 
(ÖGD) tätig sind und die 
Gruppenprophylaxe auf kom-
munaler Ebene koordinieren 
und durchführen. 

Soweit es sich hierbei um Amts-
zahnärzte handelt, die in den 
Gesundheitsämtern als beam-
tete Zahnärzte tätig sind, gelten 
ebenfalls die Vorgaben des § 1 

Abs. 5 ZHG. Der Amtszahn-
arzt übt nämlich seine zahn-
ärztliche Tätigkeit im Rah-
men des Zahnheilkundegeset-
zes aus und ist Pflichtmitglied 
der Landeszahnärztekammer. 
Die Vorgaben des § 1 Abs. 5 
ZHG gelten auch für zahnärzt-
liche Leistungen im Rahmen 
der Gruppenprophylaxe nach § 
21 SGB V. 

In manchen Bundesländern 
(z.B. Rheinland-Pfalz, Bayern) 
gibt es kaum Zahnärzte im 
ÖGD, aber die Landesarbeits-
gemeinschaft hat den gesetzli-
chen Auftrag, für die Kranken-
kassen die Gruppenprophyla-
xe umzusetzen. Daher erfolgt 
in diesen Bundesländern die 
Gruppenprophylaxe durch nie-
dergelassene Zahnärzte. 
Für die Frage der Delegation 
von Fluoridierungsmaßnah-
men im Rahmen der Gruppen-
prophylaxe sind verschiedene 
Fallgestaltungen zu unterschei-
den: 

A) Gruppenprophylaxe durch 

niedergelassene Zahnärzte

Erfolgt die Gruppenprophylaxe 

durch niedergelassene Zahn-

ärzte in den Bundesländern, 

Zahnpflegekurs:  Kindergartenkinder werden an das Thema 
Prophylaxe heran geführt (Fotos: www.aok-presse.de).
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in denen es kaum Zahnärz-
te im ÖGD gibt, ergeben sich 
keine Besonderheiten im Ver-
gleich zu einer Fluoridierung 
in der zahnärztlichen Praxis. 
Nimmt der mit der Durchfüh-
rung der Gruppenprophyla-
xe beauftragte niedergelassene 
Zahnarzt gemeinsam mit sei-
nem dafür qualifizierten Pro-
phylaxe-Personal die „Außen-
diensttätigkeit“ in Schulen und 
Kindergärten wahr, darf er die 
Fluoridierung auf die qualifi-
zierten Mitarbeiterinnen dele-
gieren. Da der Zahnarzt wäh-
rend des Einsatzes seiner Mit-
arbeiterinnen mit vor Ort ist, 
steht er für Rückfragen, Kor-
rekturen oder bei Komplikati-
onen zur Verfügung. 

B) Prophylaxe-Teams

In einzelnen Kommunen wur-
de eine der wichtigsten struktu-
rellen Anregungen der Spitzen-
verbände der Krankenkassen 
verwirklicht, indem ein voll-
ständiges „Prophylaxe-Team“ – 
bestehend aus einem Zahnarzt, 
einer Prophylaxehelferin1 und 
einer Zahnarzthelferin/ZFA – 
neu angestellt wurde. 
Die Betreuung der Kinder 
und Schüler in den Kindergär-
ten und Schulen erfolgt dann 
durch das Team gemeinsam. 
Auch hier ist eine Delegation 
der Fluoridierung an hierfür 
qualifiziertes Prophylaxe-Per-
sonal ohne weiteres zulässig. 

C) Gruppenprophylaxe durch 

geschulte Assistentin 

Bedenken können aber dage-

gen bestehen, eine qualifizier-

te Prophylaxe-Mitarbeiterin al-

lein in Kindergärten oder Schu-

len zum Fluoridieren zu schi-

cken, ohne dass gleichzeitig 
der die Fluoridierung anord-
nende Zahnarzt mit vor Ort 
ist. Es könnte nämlich bei die-
ser Sachverhaltskonstellati-
on an der in der Stellungnah-
me der Bundeszahnärztekam-
mer zum Delegationsrahmen 
geäußerten Voraussetzung feh-
len, dass die umfassende Beglei-
tung durch den Zahnarzt per-
sönlich, also durch Anordnung, 
ständige Aufsicht und Verant-
wortung, garantiert sein müsse 
und anderenfalls eine Delegati-
on nicht zulässig ist. 
Vor dem Beschluss des Vor-
standes der Bundeszahnärzte-
kammer vom 16.09.2009 zum 
Delegationsrahmen war es gän-
gige Praxis, im Rahmen der 
Gruppenprophylaxe nach § 21 
SGB  V entsprechend qualifi-
zierte Prophylaxehelferinnen1 
allein vor Ort in Schulen und 
Kindergärten einzusetzen. Die 
persönliche Anwesenheit des 
Zahnarztes wurde hierzu regel-
mäßig nicht für erforderlich er-
achtet. 
Da Rechtsgrundlage allein 
§ 1 Abs. 5 ZGH ist und die-
se Norm seit ihrer Einführung 
zum 01.01.1993 unverändert 
geltendes Recht ist, ist durch 
den Delegationsrahmen der 
Bundeszahnärztekammer vom 
September 2009 keine Ände-
rung der Rechtslage eingetre-
ten. 

Die alleinige Tätigkeit ent-➤➤

sprechend qualifizierter Pro-

phylaxehelferinnen1 ohne 

Anwesenheit des anordnen-

den Zahnarztes ist deshalb 

im Rahmen der Gruppen-

prophylaxe nach wie vor zu-

lässig. 

Beim Auftreten von Kompli-
kationen muss der anordnen-
de Zahnarzt telefonisch für die 
Prophylaxehelferin1 erreichbar 
sein und dann entweder um-
gehend selbst die Einrichtung 
aufsuchen oder telefonische 
Anweisungen erteilen, wie wei-
ter zu verfahren ist (z.B. Hinzu-
ziehung des Notarztes o.ä.) 

Gegensatz: 

Pflegeeinrichtungen

Im Delegationsrahmen der 
Bundeszahnärztekammer fin-
det sich folgender Passus: 
„Bei Tätigkeiten von dafür qua-
lifizierten, nichtzahnärztlichen 
Mitarbeiterinnen außerhalb der 
Praxisräume z.B. in Altershei-
men und Pflegeeinrichtungen 
im Rahmen prophylaktischer 
Maßnahmen insbesondere bei 
immobilen Patienten muss der 
Zahnarzt jederzeit für Rück-
fragen, Korrekturen oder bei  
Komplikationen zur Verfügung 
stehen.“ 

Dieser Passus ist so zu ver-➤➤

stehen, dass der Zahnarzt 
mit seinen Mitarbeiterin-
nen das Altersheim oder die 
Pflegeinrichtung aufsuchen 
muss. Es handelt sich hier-
bei jedoch um Tätigkeiten, 
die einen deutlich invasive-

ren Charakter haben als die 

Gruppenprophylaxe im Rah-

men der Jugendzahnpfle-

ge. Dieser Passus im Dele-
gationsrahmen bezieht sich 
deshalb nicht auf die Grup-
penprophylaxe nach § 21 

SGB  V. Eine ständige An-
wesenheit des Zahnarztes ist 
im letztgenannten Fall – wie 
oben ausgeführt – nicht er-
forderlich. 

Qualifiziertes Prophylaxe-➤➤

Personal mit abgeschlos-

sener Ausbildung i.S.d. § 1 

Abs. 5 ZHG kann deshalb – 

wie bislang auch – im Rah-

men der Gruppenprophyla-

xe nach § 21 SGB V in Abwe-

senheit des anordnenden 

Zahnarztes in Schulen und 

Kindergärten eingesetzt 

werden. 

Dieser muss jedoch bei Kom-
plikationen entweder umge-
hend selbst die Schule aufsu-
chen oder telefonische Anwei-
sungen für das weitere Proce-
dere geben. Eine telefonische 
Erreichbarkeit des Zahnarztes 
während der Fluoridierungs-
maßnahme ist also erforder-
lich. 

D) Helferin ohne ZFA-

Abschluss

Bedenken könnten weiter ge-

gen eine Delegation von Fluo-

ridierungsmaßnahmen an eine 

Prophylaxehelferin bestehen, 

die über keinen beruflichen Ab-

schluss als Zahnmedizinische 

Fachangestellte oder Zahnarzt-

helferin verfügt. 

Die in der Gruppenprophyla-
xe tätigen nichtärztlichen Mit-
arbeiterinnen in den Landes-
arbeitsgemeinschaften bzw. in 
örtlichen Arbeitskreisen weisen 

1 Hinweis: „Prophylaxehelferinnen“ im Öffentlichen Gesundheitsdienst sind u.a. mit Fluoridierungs-
maßnahmen in Kindertageseinrichtungen und Schulen betraut. Sie sind aber nicht gleichzusetzen 
mit der Zahnmedizinischen Prophylaxeassistentin. Grundvoraussetzung zur Befähigung der Pro-
phylaxetätigkeit ist ein entsprechendes Curriculum, das z.B. von der Landesarbeitsgemeinschaft in 
Nordrhein angeboten wird.
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sehr unterschiedliche Ausbil-
dungskriterien und Berufsab-
schlüsse auf. Neben Zahnarzt-
helferinnen/ZFA sind Erzie-
herinnen, Sozialmedizinische 
Assistentinnen, Sozialpädago-
ginnen, Arzthelferinnen/MFA 
u.a. zu nennen. 
Die zahnärztlich-fachliche 
Fortbildung erfahren diese Pro-
phylaxehelferinnen über Fort-
bildungsveranstaltungen, die 
von Zahnärzten im ÖGD, der 
Zahnärztekammer oder ande-
ren Veranstaltern durchgeführt 
werden. Unterrichtet werden 
hierbei zahnärztlich-fachliche 
und pädagogisch-didaktische 
Inhalte. Außerdem werden 
praktische Übungen zu speziel-
len Zahnreinigungsmethoden 
und der Einsatz von fluoridhal-
tigen Prophylaxe-Methoden im 
Rahmen der Gruppenprophy-
laxe angeboten. 
Bei der Formulierung des § 1 
Abs. 5 ZHG hat der Gesetzge-
ber bewusst auf eine konkrete 
Definition von Anforderungs-
merkmalen für das Prophylaxe-
Personal verzichtet, um durch 
diese offene Beschreibung eine 
größere Flexibilität und somit 
eine schnellere Flächendeckung 
für prophylaktische Leistungen 
zu erreichen. Das Gesetz bie-
tet hiermit einen erheblichen 
Spielraum. 
Nach dem Erlass des Bundes-
ministeriums für Gesundheit 
vom 17.01.1997 ist zu unter-
scheiden

die Patientenbehandlung ei-➤➤

nerseits 
und die gruppenprophylak-➤➤

tische Betreuung gem. § 21 
SGB V andererseits.

Bei letzterer Gruppenbetreu-

ung geht es nicht um eine zahn-

ärztliche Behandlung, sondern 

vor allem um Tätigkeiten, die 

pädagogisches Fingerspitzen-

gefühl erfordern und überwie-

gend in der Aufklärung, Bera-

tung und Überwachung von 

richtiger Mundhygiene ein-

schließlich Zahnschmelzhär-

tung und gesunder Ernährung 

bestehen. 

Auf diesen Feldern können 

auch anderweitig qualifizierte 

Kräfte eingesetzt werden. 

Es ist deshalb Aufgabe der in 
der Gruppenprophylaxe tätigen 
Zahnärzte, nach pflichtgemä-
ßen Ermessen darüber zu ent-
scheiden, ob und welche Bera-
terinnen die Voraussetzungen 
hinsichtlich Kenntnis und Fä-
higkeit zur Ausübung entspre-
chender gruppenprophylakti-
scher Maßnahmen besitzen. 
Soweit diese Entscheidung po-
sitiv ausfällt, bestehen keine 
rechtlichen Bedenken gegen 
die Übertragung entsprechen-
der Maßnahmen auf die Pro-
phylaxehelferinnen. 
Erfolgt deren Einsatz in der 
Schule oder im Kindergarten 
allein in Abwesenheit des an-
ordnenden Zahnarztes, so muss 
dieser telefonisch erreichbar sein 
um bei Komplikationen entwe-
der selbst die Einrichtung auf-
suchen oder telefonische An-
weisungen für das weitere Pro-
cedere geben zu können. 

Fazit 
Durch den Delegationsrahmen 
der Bundeszahnärztekamme ist 
keine Änderung des geltenden 
Rechts erfolgt. Der Einsatz von 
qualifiziertem nichtärztlichen 
Prophylaxe-Personal ist deshalb 
nach wie vor im Wege der Dele-
gation zulässig. 
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Der digitale Weg   
Thomas Jobst – der La-
borleiter im Zirko-Dent 
Fräszentrum Darmstadt – 
hat sich der „Faszination 
Zahntechnik“ verschrie-
ben. Sein Credo: Mit Kre-
ativität, handwerklichem 
Geschick und techni-
schem Wissen der Natur 
noch ein Stück näher zu 
kommen. 

Das Dentallabor im Zirko-
Dent Fräszentrum hat sich 
auf ästhetischen individuel-
len Zahnersatz aus Vollkera-
mik spezialisiert. Mittels mo-
dernster Schleif- und fünfach-
siger Fräsmaschinen sind die 
Darmstädter Dentalspezialis-
ten um Jobst in der Lage, alle 
gängigen Vollkeramikmateri-
alien – zum Beispiel Zirkono-
xid, Zirconia, Empress und Li-
thiumsdisilikat – zu bearbeiten. 
Zum Leistungsportfolio gehört 
u.a. die Fertigung spannungs-
freier Brücken auch mit großen 
Höhenunterschieden oder Hö-
hen über 25 mm – bis hin zum 
Erstellen eines „Wax-Ups“, der 
Farbwahl mit digitalem Foto 
und der Rohbrandeinprobe mit 
Gesprächen über den individu-
ellen Patientenwunsch.

Yes we scan!
Auch dem traditionell eher 
künstlerisch-kreativ orientier-
ten Zahntechniker gehen heu-
te Begriffe wie Prozesskette, 
CAD/CAM, NC-Program-
mierung oder Frässtrategie fast 
geläufig von den Lippen. Aller-
dings sind die Prozesse eher so 
gestaltet, dass die anspruchs-
vollen Bearbeitungsvorgän-
ge unter einer hochmodernen, 
an der IT-Technik angelehn-
ten Bedienoberfläche ablaufen. 

Der Zahntechniker ist kein 
CNC-Facharbeiter, er will kei-
ne Fräserdrehzahlen und Vor-
schubwerte, sondern quasi nur 
Zahnform und Material einge-
ben und dann den Startknopf 
drücken.
Im Zirko-Dent Fräszentrum 
wird deshalb gern mit schlüssel-
fertigen CAD/CAM-Lösungen 
gearbeitet. Thomas Jobst erklärt 
den Ablauf: „Wir bekommen 
vom Zahnarzt einen Abdruck, 
den wir ganz herkömmlich mit 
Gips ausgießen.“ Danach aber 
beginnt der CAD/CAM-Pro-
zess: Das Gipsmodell wird ein-
gescannt, „das heißt, wir digi-
talisieren den Oberkiefer und 
den Unterkiefer“. Die Daten 
werden dann in die CAD-Soft-
ware importiert und bestimm-
te Parameter werden festgelegt, 
etwa wie hoch die zu fertigen-
de Arbeit ist und aus welchem 
Material.
Dann beginnt die Konstruk-
tion des Gerüsts. Anschlie-
ßend werden die Daten an die 
CAM-Software übergeben. 
Der CAM-Output wird als 
Fräsprogramm an die Maschi-
ne überspielt, die den Bearbei-
tungsjob automatisch erledigt. 
Dann wird der Zahnrohling 
aus der Materialronde entnom-
men und auf einen Gipsstumpf 
aufgesetzt. Hier beginnt die 
herkömmlich handwerkliche 
Tätigkeit: „Wir vervollständi-
gen die Arbeit, indem wir indi-
viduell Keramik auftragen.“

Noch keine volle 
Digitalisierung
Das Einscannen des Gipsmo-
dells ist derzeit noch überwie-
gend gängige Praxis. Elegan-
ter wäre natürlich die verkürz-
te Prozesskette: Wenn gar kein 


